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anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen; 

2. den Antrag — Drucksache 701 — für erledigt zu erklären. 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam genommen 

wurden 

- Drucksache 1450 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesamtdeutsche und 

Berliner Fragen 

(35. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnah- 
men für Personen, die aus politischen Grün- 
den in Gebieten außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Berlins (West) in Ge- 
wahrsam genommen wurden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnah- 
men für Personen, die aus politischen Grün- 
den in Gebieten außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Berlins (West) in Ge- 
wahrsam genommen wurden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Personenkreis 

Leistungen nach Maßgabe der folgenden 

Vorschriften erhalten 

1. deutsche Staatsangehörige und deutsche 
Volkszugehörige, die nach dem 8. Mai 
1945 in der sowjetischen Besatziungszone 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebieten aus politischen und nach frei- 
heitlichHdemokratischer Auffassung von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen in 
Gewahrsam genommen wurden, 

2. Angehörige der in Nr. 1 genannten Per- 
sonen, sofern diese sich noch in Gewahr- 
sam befinden. 


§ 1 

Personenkreis 

Leistungen nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften erhalten 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


3. Hinterbliebene der in Nr. 1 genannten 
Personen, sofern diese infolge einer im 
Gewahrsam erlittenen Schädigung ver- 
storben sind, 

wenn diese Personen ihren Wohnsitz oder 
Ständigen Aufenthalt am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich haben oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes oder als Aussiedler 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder im Wege der 
Familienzusammenführung gemäß § 94 des 
Bundesvertriebenengesetzes begründen. 


§ 2 


Ausschließungsgründe 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
nicht gewährt an Personen, 

1. die In den Gewahrsamsgebieten dem dort 
herrschenden politisdien System in ver- 
werflicher Weise Vorschub geleistet haben, 

2. die in den Gewahrsamsgebieten durch ihr 
Verhalten gegen die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit oder Menschlichkeit 
verstoßen haben; dies gilt insbesondere 
für Personen, die durch ein deutsches Ge- 
richt im -Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wegen eines an Mithäftlingen begangenen 
Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig 
verurteilt worden sind, 

3. die nach dem 8. Mal 1945 durch ein 
deutsches Gericht Im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe 
von mehr als drei Jahren verurteilt wor- 
den sind, 

4. denen nach dem 8. Mai 1945 durch ein 
deutsches Gericht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes rechtskräftig die bürger- 
lichen Ehrenrechte aberkannt worden 
sind. 

(2) Die Gewährung von Leistungen kann 
versagt oder eingestellt werden, wenn fest- 
gestellt wird, daß der Berechtigte sich in einer 
die Sicherheit oder die demokratischen Ein- 
richtungen der BundesTepublik und des Lan- 
des Berlin gefährdenden Weise zugunsten 
eines in den lin § 1 genannten Gewahrsams- 
gebieten herrschenden politischen Systems 
betätigt hat oder betätigt. 


3. unverändert 


wenn diese Personen ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich haben oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes oder als Aussiedler 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesver- 
trlebenengesetzes oder im Wege der Fami- 
lienzusammenführung begründen. Als Fami- 
lienzusammenführung gilt nur die Zusam- 
menführung der in § 94 Abs. 2 des Bundes- 
vertriebenengesetzes genannten Personen. 

§ 2 

Ausschließungsgründe 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
nicht gewährt an Personen, 

1. die In den Gewahrsamsgebieten dem dort 
herrschenden politischen System Vor- 
schub geleistet haben, 

2. unverändert 


3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein deut- 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe von 
mehr als drei Jahren rechtskräftig ver- 
urteilt worden sind, 

4. unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Liegen Ausschließungsgründe bei der in 
Gewahrsam genommenen Person (§ 1 Nr. 1) 
vor, so sind diese auch gegenüber Ange- 
hörigen und Hinterbliebenen wirksam. 

§ 3 

Erweiterung des Personenkreises 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Reditsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates weitere Gruppen von Per- 
sonen, die aus den in § 1 Nr. 1 genannten 
Gründen 

a) in anderen als den dort bezeichneten Ge- 
bieten außerhalb des Geltungsbereiches 
des Gesetzes in Gewahrsam genommen 
wurden oder 

b) ohne in Gewahrsam genommen worden 
zu sein, durch andere Maßnahmen eine 
gesundheitliche Schädigung erlitten haben, 

sowie deren Angehörige und Hinterbliebene 
den nadi diesem Gesetz zum Empfang von 
Leistungen Berechtigten gleichzustellen. 

§ 4 

Beschädigtenversorgung 

Ein nach § 1 Nr. 1 Berechtigter, der in- 
folge des Gewahrsams eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten hat, erhält wegen der ge- 
sundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen 
dieser Schädigung auf Antrag Versorgung in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Gesetzes über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit ihm nicht 
wegen desselben schädigenden Ereignisses ein 
Anspruch auf Versorgung unmittelbar auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
steht. 


§ 5 

Hinterbliebenenversorgung 

(1) Ist der Beschädigte an den Folgen der 
Sdiädigung gestorben, so erhalten die Hinter- 
bliebenen Versorgung in entsprediender An- 
v/endung der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, soweit ihnen nidit ein An- 
spruch auf Versorgung unmittelbar auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
steht. 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 3 


unverändert 


§ 4 


unverändert 


§ 5 

Hinterbliebenenversorgung 

(1) Ist der Beschädigte an den Folgen der 
Schädigung gestorben, so erhalten die Hin- 
terbliebenen Versorgung in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, soweit ihnen nicht ein An- 
spruch auf Versorgung unmittelbar auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
steht. § 52 des Bundesversorgunsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 
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Entwurf 

(2) § 50 Abs. 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an Stelle der Frist des § 59 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes die Frist des § 7 
dieses Gesetzes tritt. 

§ 6 

Zusammentreffen von Ansprüdien 

(1) Treffen Ansprüdie aus § 4 dieses Ge- 
setzes mit Ansprüchen aus § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes zusammen, so wird die 
Versoreung unter Berücksichtigung der durch 
die gesamten Schädigungsfolgen bedingten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit unmittelbar 
nadi den Vorschriften des Bundesversor- 
gungsgesetzes gewährt. 

(2) § 55 des Bundesversorgungsgesetzes 
findet Anwendung, wenn Leistungen nadi 
§§ 4 oder 5 mit Leistungen Zusammentreffen, 
die unmittelbar nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz gewährt werden. 

§ 7 

Antragsfristen 

(1) Anträge auf Leistungen nach §§ 4 und 5 
sind 2 ur Vermeidung des Ausschlusses binnen 
einem Jahr zu stellen. 

(2) Die Frist beginnt für Beschädigte mit 
dem Eintreffen im Geltungsbereich des Ge- 
setzes. Für Flinterbliebene beginnt die Frist 
mit dem Empfang der Todesnachricht; sofern 
sie sich zu diesem Zeitpunkt noch nicht im 
Geltungsbereich des Gesetzes befunden haben, 
beginnt die Frist mit dem Eintreffen im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes. In keinem Falle 
beginnt die Frist vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. 

(3) Für eine Antragstellung nach Ablauf 
der in Absatz 1 genannten Frist gilt die 
Regelung des § 57 Abs. 1 des Bundesversor- 
gungsgesetzes entsprechend. 

§ 8 

Unterhaltsbeihilfe 

(1) Solange sich die in § 1 Nr. 1 bezeich- 
neten Personen im Gewahrsam befinden, er- 
halten ihre Angehörigen eine Unterhalts- 
beihilfe in entsprechender Anwendung des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen in der jeweils 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Antragsfristen 

(1) Anträge auf Leistungen nach §§ 4 und 5 
sind binnen einem Jahr zu stellen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 8 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


geltenden Fassung, soweit ihnen nicht bereits 
ein Anspruch hierauf unmittelbar auf Grund 
des Unterhaltsbeihilfegesetzes zusteht. § 4 
Satz 2 des Unterhaltsbeihilfegesetzes findet 
keine Anwendung. 

(2) § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen tritt außer Kraft. Soweit hier- 
nach Unterhaltsbeihilfe bewilligt worden ist, 
bewendet es dabei. 

(3) Unterhaltsbeihilfe nach Absatz 1 wird 
neben Dienstbezügen gemäß § 37 b Abs. 4 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) 
nur insoweit gezahlt, als sie diese übersteigt. 

§ 9 

A.nwendung der Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes 

(1) Berechtigte nach § 1 Nr. 1, die länger 
als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes, innerhalb von sechs Monaten nach 
der Entlassung, ihren ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genom- 
men haben, erhalten in entsprechender An- 
wendung des Heimkehrergesetzes die dort 
vorgesehenen Vergünstigungen, sofern ihnen 
nicht nach anderen Vorschriften gleichartige 
Vergünstigungen gewährt werden können. 

(2) § 24 des Heimkehrergesetzes findet auf 
Berechtigte nach § 1 Nr. 1 auch dann An- 
wendung, wenn sie sich weniger als zwölf 
Monate in Gewahrsam befunden oder später 
als sechs Monate nach der Entlassung ihren 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen haben. 

(3) § 1 Abs. 4 des Heimkehrergesetzes 
findet nur noch auf Personen Anwendung, 
die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihren ständigen Aufenthalt in seinem 
Geltungsbereich genommen haben. 

§ 10 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Für die Gewährung von Leistungen 
nach §§ 4, 5 und 8 sind die Behörden zu- 
ständig, denen die Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes und des Unterhaltsbei- 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

Zuständigkeit und Verfahren 
(1) unverändert 
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Entwurf 

hilfcgcsetzes obliegt. Soweit die Versorgungs- 
behörden zuständig sind, richtet sich das Ver- 
fahren nadi den für die Kriegsopferversor- 
gung geltenden Vorschriften. 

(2) Für die Gewährung der Vergünstigun- 
gen nach § 9 sind die mit der Durchführung 
der Vorschriften des Heimkehrergesetzes 
jeweils befaßten Behörden und Stellen zu- 
ständig; die für diese Behörden und Stellen 
maßgebenden Bestimmungen für das Ver- 
waltungsverfahren gelten entspredbend. 

(3) Über öffentlidi-rechtliche Streitigkeiten 
entscheiden die Gerichte der Sozialgerichts- 
barkeit, soweit dieses Gesetz von den für die 
Kriegsopferversorgung zuständigen Verwal- 
tungsbehörden, von den Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung oder den Trägern 
der Sozialversicherung durchgeführt wird. 
Für das Verfahren vor den Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit sind je nach der Art des 
Anspruches die Vorschriften des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1239) für Angelegenheiten 
der Kriegsopferversorgung oder für Ange- 
legenheiten der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung oder 
für Angelegenheiten der Sozialversicherung 
maßgebend. § 51 Abs. 2 Satz 2 des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1239) bleibt unberührt. 

(4) Der Nachweis darüber, daß die Voraus- 
setzungen der §§ 1 und 9 vorliegen und Aus- 
sdiließungsgründe nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 nicht gegeben sind, ist durch eine Be- 
scheinigung zu erbringen. Die Vorschriften 
der §§ 16, 17, 18 und 20 des Bundesver- 
triebenengesetzes sind entsprechend anzu- 
wenden. 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 
entscheiden die Gerichte der Sozialgerichts- 
barkelt, soweit dieses Gesetz von den für die 
Kriegsopferversorgung zuständigen Verwal- 
tungsbehörden, von den Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung oder den Trägern 
der Sozialversicherung durchgeführt wird. 
Für das Verfahren vor den Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit sind je nach der Art 
des Ansprudies die Vorschriften des Sozial- 
geriditsgesetzes vom 3. September 1953 in 
der Fassung vom 10. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 239) für Angelegenheiten der 
Kriegsopferversorgung oder für Angelegen- 
heiten der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung oder für 
Angelegenheiten der Sozialversicherung maß- 
gebend. § 51 Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1239) bleibt unberührt. 

(4) unverändert 


§ 11 


§ 11 


Beredttigte in Gast- oder Durchgangslagern unverändert 

Für Bereditigte, die sich in einem Gast- 
oder Durchgangslager aufhalten, sind für die 
Gewährung von Leistungen nach diesem Ge- 
setz und für die Ausstellung der Bescheini- 
gung gemäß § 10 Abs. 4 die Behörden und 
Stellen zuständig, in deren Bereich sich das 
Lager befindet. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


§ 12 

Härteausgleich 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte kann, in 
den Fällen der §§ 4, 5 und 9 im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Arbeit und, 
soweit es sich um Leistungen nach ^5 25 bis 
27 des Bundesversorgungsgesetzes handelt, 
auch im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern, zur Vermeidung un- 
billiger Härten in Einzelfällen Maßnahmen 
nach diesem Gesetz ganz oder teilweise zu- 
lassen. 

§ 13 

Kostenregelung 

(1) Der den Trägern der Sozialversicherung 
und der Arbeitslosenversicherung auf Grund 
des § 9 entstehende Aufwand wird ihnen mit 
Ausnahme der Verwaltungskosten aus Mit- 
teln des Bundes erstattet, soweit dieser Auf- 
wand die Leistungen übersteigt, auf die die 
nach § 1 Nr. 1 Berechtigten nach anderen 
gesetzlichen Bestimmungen Ansprudi haben. 
Den Trägern der Krankenversicherung sind 
Verwaltungskosten in Höhe von 7 vom Hun- 
dert der entstandenen Aufwendungen zu er- 
statten. 

(2) Im übrigen trägt der Bund die Auf- 
wendungen für Leistungen nach diesem Ge- 
setz jeweils in dem gleichen Umfange wie die 
Aufwendungen für Leistungen, die unmittel- 
bar auf Grund der Gesetze gewährt werden, 
die in diesem Gesetz für entsprechend an- 
wendbar erklärt sind. 

§ 14 

Überleitungs Vorschrift für Bestimmungen, in 

denen auf die Eigenschaft als Heimkehrer 
abgestellt ist 

Soweit in anderen Vorschriften, die die 
Gewährung von Leistungen von der Einhal- 
tung eines Stichtages abhängig machen, Heim- 
kehrer hiervon freigestellt sind, gilt diese Frei- 
stellung auch für Personen im Sinne des § 9 
Abs. 1, die sich am Stichtage in Gewahrsam 
befunden haben. 

§ 15 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
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Beschlüsse des 3 5, Ausschusses 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


§ 16 


unverändert 
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